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Zusammenfassung
Wie der Bericht der Griss-Kommission nachweist, ist die Pleite der Hypo Alpe Adria einem Versagen des österreichischen 
politischen Systems als solchem und nicht dem Fehlverhalten einzelner Personen oder Institutionen geschuldet. Aus dieser 
Beobachtung heraus beschäftigt sich der Beitrag mit der Frage, wie das österreichische politische System verändert werden 
muss, um aus Fehlern besser lernen zu können. Es werden mehrere entscheidende Faktoren aus der Forschung zu Politik-
lernen benannt und damit in Zusammenhang stehende Probleme der österreichischen Politik angesprochen.
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The Case Hypo Alpe Adria: How can we learn from our mistakes?
Abstract
The report of  the Griss-Commission shows that the fiasco of  the Hypo Alpe Adria bank is the result of  the Austrian political 
system’s failure rather than the misconduct of  single persons or institutions. Therefore the question is dealt with how the 
Austrian political system can be reformed in order to learn better from failures. Several decisive factors are drawn from the 
research on policy learning and a number of  related problems in Austrian politics are discussed. 
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Die Pleite der Hypo Alpe Adria lässt in Österreich nieman-
den unberührt. Milliarden Euro – sechs Jahre nach der Ver-
staatlichung der Bank ist noch immer nicht klar, wie viele 
genau – wurden in den Sand gesetzt. Der Spielraum aktu-
eller und zukünftiger Regierungen auf  Bundes- wie auch 
auf  Landesebene wurde durch die eingegangenen Haftun-
gen und Kapitalspritzen deutlich eingeschränkt. Sollte die 
Wirtschaft keinen deutlichen Aufschwung nehmen, wer-
den auch die immer wieder beschworenen Zukunftsinves-
titionen in Bildung und Wissenschaft notgedrungen – und 
selten passte das Wort so wie hier – begrenzt bleiben.
Die Diskussionen um die Verantwortung für die Situ-
ation sind unübersichtlich. Liegt die Verantwortung bei 
Landtagen, die bis zum Verbot dieser Praxis durch die EU in 
teils erstaunlichem Ausmaß Haftungen für Landesbanken 
beschlossen haben, bei Landesregierungen, die Haftungs-
provisionen für das vergebene Kapital für manchmal zwei-
felhafte politische Projekte verwendet haben? Bei Landes-
hauptleuten, die Gelder persönlich an BürgerInnen verteilt 
haben, die gerade die Volljährigkeit erreichten oder denen 
Nachwuchs ins Haus stand, bei ehrgeizigen Bankmanage-
rInnen, die das Wachstum von Landesbanken vorangetrie-
ben hatten? Bei BankaufsichtsrätInnen, die weniger ihrer 
Aufsichtspflicht als vielmehr den Interessen von Landesre-
gierungen nachgekommen sind, bei WirtschaftsprüferIn-
nen, die den bereits in deutlicher Schieflage befindlichen 
Banken im Wesentlichen ordentliches Gebaren testierten? 
Bei Bankenaufsichtsbehörden, die trotz in Berichten fest-
gehaltener wesentlicher Mängel am Ende des jeweiligen 
Prüfvorganges Schriftstücke des Inhalts produzierten, 
auch schwer überschuldete Banken seien gesund oder we-
nigstens doch „not distressed“, bei BeraterInnen, die für 
teils zweifelhafte Leistungen große Summen verrechne-
ten? Bei MinisterInnen, die über keine Strategiepapiere 
für Verhandlungen mit ausländischen Bankfachleuten ver-
fügten oder andere, die dem Thema Hypo Alpe Adria tun-
lichst aus dem Weg gingen und EU-Beihilfenverfahren mit 
geringem Elan betrieben, bei BeamtInnen, die beklagten, 
dass eine im Bundeseigentum stehende Bank sich weigerte 
Geschäftsunterlagen an die zuständigen Bundesministeri-
en  zu übermitteln?1
Jedenfalls ist klar, dass die Pleite der Hypo Alpe Adria 
keinem Versagen einer Einzelperson oder auch nur einer 
einzelnen Organisation zu verdanken ist. Wie die Leiterin 
der nach ihr benannten Untersuchungskommission, die 
ehemalige Höchstrichterin Irmgard Griss, immer wieder 
betont, handelt es sich tatsächlich um ein Versagen auf  ei-
ner systemischen Ebene. Anders ausgedrückt: es handelt 
sich um ein Versagen des politischen Systems und staats-
naher wirtschaftlicher Bereiche. Mit der Frage, wie es zu ei-
nem derartigen Systemversagen kommen konnte, beschäf-
tigte sich nicht nur die besagte Untersuchungskommission, 
1 Vgl. den Bericht der Griss-Kommission (Bericht der unabhängigen Un-
tersuchungskommission zur transparenten Aufklärung der Vorkomm-
nisse rund um die Hypo Group Alpe-Adria 2014)
sondern aktuell setzt sich damit auch der parlamen-
tarische Untersuchungsausschuss zur Hypo Alpe Ad-
ria auseinander.
Ich möchte mich hier weniger mit Hergang und 
Verantwortlichkeit des Systemversagens auseinan-
dersetzen, sondern Überlegungen dazu anstellen, wie 
ein derartiges Problem zukünftig verhindert werden 
könnte. Die grundsätzliche Frage, die ich dazu stellen 
möchte, lautet:  Über welche Eigenschaften muss ein 
soziales System wie jenes der österreichischen Politik 
verfügen, um aus Fehlern lernen zu können? Und wie 
kann das österreichische politische System verändert 
werden, um aus Fehlern besser lernen zu können? Ich 
möchte in diesem Zusammenhang vor allem die fol-
genden drei Faktoren herausstellen.
1. Offenheit von Kommunikationsstrukturen 
und Ermöglichen von Reflexion
Kommunikation ist eine Vorbedingung von Lernen: 
ohne Kommunikation ist Reflexion und damit Lernen 
unmöglich. Hierarchien wurden entwickelt um Be-
fehlsketten (Beispiel Militär), Verantwortungsketten 
(Ministerien) und rasche, zuverlässige und normge-
rechte Verarbeitung standardisierter Problemstel-
lungen (Verwaltung) zu organisieren (vgl. Streeck/
Schmitter 1985, Döhler 2007). Gleichzeitig wirken sie 
auf  Kommunikation einschränkend, was aus Grün-
den der Herrschaftssicherung erwünscht sein kann 
(Militär), sich aber auf  Reflexion und Lernen auf  je-
den Fall negativ auswirkt. In hierarchischen Organi-
sationen ist also die Gestaltung zumindest zeitweise 
hierarchiefreier Räume von zentraler Notwendigkeit 
um Lernen zu ermöglichen (Biegelbauer 2013).
Eine Stärke des österreichischen politischen 
Systems ist seine Fähigkeit Interessensgegensätze 
frühzeitig zu erkennen und beizulegen. Vor allem 
die sozialpartnerschaftlichen Arrangements haben 
sich im Laufe der Zeit hier als sehr nützlich erwiesen 
(Karlhofer/Talos 2005, Pelinka 2012). Im Hinblick auf  
die Offenheit von Kommunikationsstrukturen wir-
ken sich derartige Verflechtungen zwischen Politik 
und Interessengruppen hingegen eher nachteilig aus. 
Verhandlungssituationen – auch außerhalb der Sozi-
alpartnerschaft – erfordern häufig eine Abgrenzung 
von der Öffentlichkeit und stehen damit dem Gebot 
der Transparenz politischer Entscheidungsprozesse 
entgegen. Darüber hinaus sind auch Entscheidungs-
findungsprozesse innerhalb von Kammern und Ge-
werkschaften sehr vermittelt und stehen nur wenigen 
FunktionärInnen offen. Eine Öffnung sozialpartner-
schaftlicher Strukturen auf  der Ebene der einzelnen 
Verbände ist denkbar, würde aber eine Änderung der 
entsprechenden Kultur erfordern.
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Auch außerhalb sozialpartnerschaftlicher Arran-
gements gilt, dass die Offenheit von Kommunikations-
strukturen zur Ermöglichung von Reflexion in Öster-
reich tendenziell schwach ausgeprägt ist. Dies hat unter 
anderem mit der historischen Entwicklung des Landes 
wie den wenig erfolgreichen nationalen Revolutionen 
und der damit in Verbindung stehenden spezifischen 
politischen Kultur zu tun (Gerlich/Pfefferle 2006, Plas-
ser/Seeber 2012). Allerdings ist zu beobachten, dass eben 
diese politische Kultur einem Wandlungsprozess unter-
liegt, der zunehmend breitere gesellschaftliche Schich-
ten beispielsweise dazu bringt Petitionen zur Einsetzung 
von parlamentarischen Untersuchungsausschüssen zu 
unterzeichnen. Reaktionen seitens der Politik waren in 
den letzten Jahren die zunehmende Anwendung direkt-
demokratischer Instrumente (Rosenberger/Stadlmair 
2015), die Diskussion des Demokratiereformpakets 2013 
(Konrath 2015) oder eben die Ermöglichung der Einset-
zung von Untersuchungsausschüssen durch die parla-
mentarische Opposition 2015. Diese Maßnahmen waren 
zweifellos sinnvoll, stellen aber noch keine Zeitenwende 
in Bezug auf  die Mitwirkungsmöglichkeiten der Öffent-
lichkeit an der Politik dar. In Bezug auf  die Offenheit von 
Kommunikation, Transparenz und Rechenschaftspflicht 
wäre beispielsweise die sich bereits über Jahre dahin 
schleppende Diskussion um die in Österreich besonders 
strikt ausgelegte Amtsverschwiegenheit zu nennen, die 
einer Lösung harrt. 
Diese Debatte ist ein Symbol für die Art und Weise, 
wie in Österreich Kommunikation zwischen Staat und 
BürgerInnen gedacht wird. In den USA dominiert die 
Vorstellung, dass staatliches Handeln grundsätzlich re-
chenschaftspflichtig ist und damit transparent sein soll-
te – nur  in Ausnahmefällen wie der nationalen Sicher-
heit darf  von diesem Grundsatz abgewichen werden. Die 
Open Government Initiative von Präsident Obama reiht 
sich hier in die Freedom of  Information Acts ein, welche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht für Aktivitäten 
in Politik und Verwaltung extensiv auslegen (Hrebrenar/
Scott 1990). 
In Österreich gilt hingegen grundsätzlich das Prinzip 
der Amtsverschwiegenheit, mit dem die Interessen des 
Staates geschützt werden sollen. Lediglich in Ausnah-
mefällen wird in der Verwaltung von diesem Grundsatz 
abgegangen. Die über verschiedenste parlamentarische 
Untersuchungsausschüsse hinweg immer wieder ge-
führten Diskussionen zu den Schwärzungen von dem 
Parlament zur Verfügung gestellten Akten zeigen die in 
diesem Zusammenhang entstehende Problemstellung 
auf: darf  die Legislative die Exekutive tatsächlich kont-
rollieren? Dürfen die BürgerInnen wissen, was in ihrem 
Namen geschieht?
2. Förderung einer Kultur der Diversität, 
die In-Group-Thinking vermeidet
In-Group-Thinking tritt gehäuft auf, wenn Gruppen von 
EntscheidungsträgerInnen sich in Bezug auf  Merkma-
le wie Geschlecht, Bildung, soziale und ethnische Her-
kunft, Alter etc. sehr ähneln. Ein ebenso klassisches wie 
drastisches Beispiel dafür ist die Kubakrise, im Zuge 
derer die Welt 1962 an den Rand des Dritten Weltkriegs 
geführt wurde. Dabei versuchte die Sowjetunion Mittel-
streckenraketen, mit denen das US-amerikanische Fest-
land in wenigen Minuten erreicht werden hätte können, 
auf  Kuba zu stationieren. Die Bilder der sich im Atlantik 
aufeinander zubewegenden US-amerikanischen und so-
wjetischen Flottenverbände wurden daraufhin zu einem 
Symbol für die Risiken des Kalten Krieges. Die Krise 
selber endete letztlich mit einem Abdrehen der sowjeti-
schen Schiffe zum letzten möglichen Zeitpunkt.
Die Lage konnte sich vor allem deshalb so zuspitzen, 
weil die USA zu einer drastischen Fehleinschätzung der 
erwartbaren Reaktionen der Sowjetunion gekommen 
waren. Diese Fehleinschätzung wurde durch die Tatsa-
che wesentlich befördert, dass auf  Seiten der USA eine 
Gruppe von Politikern und Militärs, die sich in Bezug 
auf  die oben genannten Merkmale sehr ähnlich waren, 
die Entscheidungen traf. Die in vielerlei Hinsicht ho-
mogene Gruppe von Entscheidungsträgern schloss von 
eigenen Erfahrungen und (Rationalitäts-)Vorstellungen 
auf  jene ihrer geopolitischen Antagonisten in der Sow-
jetunion („wegen eines limitierten strategischen Vorteils 
würde niemand einen nuklear geführten Weltkrieg ris-
kieren“) – was sich allerdings als weitgehend falsch her-
ausstellte (Allison 1971). Vor diesem Hintergrund ist eine 
Kultur der Diversität wichtig, bei der vor allem Entschei-
dungsträgerInnen in Bezug auf  ihre sozioökonomischen 
Merkmale Unterschiede aufweisen. 
Für die raschere Anpassung an gesellschaftliche 
Trends wäre eine Öffnung politischer Organisationen, 
allen voran von Parteien, wichtig (Helms 2015). Diese 
ist  auch tatsächlich bereits in einzelnen kleinen Schrit-
ten beobachtbar. Die Programme mehrerer Parteien 
befinden sich in Aus- bzw. Überarbeitung und die Dis-
kussionsprozesse sind dabei teilweise breit angelegt. 
Darüber hinaus gab es im Nationalratswahlkampf 2013 
Diskussionen darüber, welche Partei der Forderung bes-
ser entspräche, Angehörige unterschiedlicher ethni-
scher Gruppen an wählbarer Stelle auf  ihren Listen zu 
platzieren. Die Zusammensetzung des Nationalrats hat 
sich im Lauf  der Zeit generell diversifiziert, sodass bei-
spielsweise der Anteil der BeamtInnen dort heute deut-
lich niedriger und jener der Frauen deutlich höher ist als 
noch vor 20 Jahren (Müller et al 2001, Schefbeck 2006, 
Pelinka 2008). Freilich sind die Spitzenfunktionen der 
österreichischen Politik nach wie vor in erster Linie mit 
Menschen aus Familien, die in Österreich seit mehreren 
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Generationen ansässig sind, besetzt. Dies gilt auch für 
viele der Spitzenpositionen in der Verwaltung und dem 
staatsnahen Bereich, die wiederum durch PolitikerInnen 
besetzt werden (Treib 2011). Im Rahmen dieser Praxis 
der Postenbesetzung im politiknahen Bereich (Korom 
2012, Ennser-Jedenastik 2013) ist der Wunsch, wichtige 
AnsprechpartnerInnen durch Personen des Vertrauens 
zu ersetzen, prinzipiell verständlich. 
Eine seit langer Zeit diskutierte Frage ist allerdings, 
wie weit derartige Postenbesetzungen gehen sollen und 
ob eine Selbstbeschränkung der Politik hier nicht sinn-
voll wäre. Die Staatsanwaltschaft geht ebenso wie der 
parlamentarische Untersuchungsausschuss zur Hypo 
Alpe Adria in diesem Zusammenhang auch bereits der 
Frage nach, inwieweit Postenbesetzungen in der Bank 
und deren Umfeld einen unmittelbaren Einfluss auf  de-
ren wirtschaftliche Probleme hatten. Im Fall der Kärnt-
ner Landespolitik und ihres Einflusses auf  die Leitung 
der Bank lässt sich diese Frage jedenfalls bereits jetzt 
positiv beantworten, im Fall der Bundespolitik liegt der 
Verdacht nicht fern. Eine Selbstbeschränkung sollte auf-
grund der Dringlichkeit der Problematik also zumindest 
im Parlament und unter Einbindung der Öffentlichkeit 
diskutiert werden und zu möglichst verbindlichen Lö-
sungen führen. So könnte die Einhaltung entsprechen-
der Leitlinien von einem Parlamentsausschuss oder dem 
Rechnungshof  überprüft werden.
3. Eröffnung der Möglichkeit zu Scheitern bzw. 
Erhöhung von Fehlertoleranz
Fehler, die nicht eingestanden werden, sind im Be-
wusstsein eines Menschen, einer Organisation oder 
eines Systems oftmals nie passiert. Wenn sie später 
doch erkannt werden, sind die Auswirkungen häufig 
wesentlich größer als bei einem frühen Eingestehen 
eines Fehlers (Senge 2006). Aus diesem Grund ist es 
sinnvoll, die Möglichkeit von Scheitern in allen Lebens-
bereichen und auf  allen Ebenen einzuräumen –  auch 
in der Politik. Das Eingeständnis von Fehlern ist im 
Repertoire von PolitikerInnen häufig nicht vorhanden, 
weil die Angst vor Abstrafung durch konkurrierende 
PolitikerInnen in der eigenen und den anderen Par-
teien, durch die Medien und die WählerInnen groß ist. 
Wie der 2. Nationalratspräsident Karlheinz Kopf  vor ei-
niger Zeit angemerkt hat, sind allerdings bei den Kon-
sequenzen fehlerhaften Verhaltens die politische und 
die strafrechtliche Komponente zu unterscheiden. Im 
Fall der Überprüfung politischer Verantwortung geht es 
um die Beantwortung der Frage, ob jemand Entschei-
dungen nach bestem Wissen und Gewissen und ohne 
fahrlässig zu handeln getroffen (oder unterlassen!) hat. 
Bei der strafrechtlichen Untersuchung steht hingegen 
die Rechtswidrigkeit oder vorsätzliche kriminelle Mo-
tivation bei der Entscheidungsfindung im Vordergrund. 
Politische Konsequenzen bestehen primär aus dem 
Rücktritt aus gewählten Ämtern, für strafrechtliche 
Konsequenzen sind die im Strafgesetzbuch vorgesehe-
nen Mittel zur Anwendung zu bringen (Kopf  2014).
Eine Fehlerkultur (Senge 2006) ist für das Lernen 
aus Problemen unabdingbar, in der österreichischen 
Politik allerdings nur im Ansatz erkennbar. PolitikerIn-
nen geben in Österreich Misserfolge weniger schnell zu 
und treten auch weniger häufig zurück als in Nachbar-
ländern üblich. Für die letzten zwei Jahrzehnte ist zu-
dem ein rhetorischer Rüstungswettlauf  der politischen 
Kommunikation auf  Seiten der Politik und der Medi-
en beobachtbar. PolitikerInnen fühlen sich zusehends 
aufs Glatteis geführt und reagieren mit immer weniger 
greifbaren Aussagen in Interviews. JournalistInnen sind 
durch die mit verschiedenen Kommunikationstechni-
ken trainierten PolitikerInnen frustriert und werden 
teilweise schärfer und angriffslustiger – dies allerdings 
vorzugsweise in jenen Medien, in denen es keine „pro-
blematische Beziehungsdichte“ (Plasser/Pallaver 2012) 
zwischen JournalistInnen und PolitikerInnen und Ver-
suche „Zeitungen wohlwollend [zu] stimmen“ (Pelinka 
2012) gibt. 
Dementsprechend hängt die Eröffnung der Möglich-
keit des Scheiterns unmittelbar von der Ökonomie der 
Massenmedien als Informationsvermittler zwischen 
Politik und Gesellschaft ab. Medien finanzieren sich ei-
nerseits über Anzeigen und andererseits über Verkauf  
bzw. Gebühren. Sie versuchen im sich verschärfenden 
Wettbewerb KundInnen nicht zu verlieren, wobei bei-
spielsweise der Zeitungsverkauf  auf  der Straße von 
möglichst aufregenden Schlagzeilen geprägt ist, was im 
Übrigen in mindestens ebenso großem Ausmaß auch 
für das Internet zutrifft. Eine Möglichkeit die politische 
Ökonomie der Massenmedien zu verändern wäre eine 
Reform der Medienförderung hin zu mehr Vielfalt und 
Qualitätsmedien sowie eine Beschränkung in Bezug auf  
Inseratenschaltungen seitens der Politik.
Die Herstellung dieser Bedingungen für Lernen wür-
de auch eine andere Art der Entscheidungsfindung be-
fördern, die offener, transparenter, diskursiver, diverser 
und kooperativer wäre. Für eine derartige Form der Ent-
scheidungsfindung würde gelten: Nicht jeder kann im-
mer gehört werden, aber möglichst Viele mit möglichst 
unterschiedlichen Perspektiven möglichst oft. Nicht 
alles kann immer und sofort offengelegt werden, aber 
immer mehr und möglichst viel. Schließlich bedeutet 
eine Veränderung von Entscheidungsprozessen in diese 
Richtung auch eine Öffnung im Hinblick auf  ein Mehr 
an Demokratie, was wiederum die Robustheit einer de-
mokratischen Gesellschaft fördert. Diese ist dann auch 
eher bereit die Kosten von Fehlern zu tragen. 
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